
An die
Bezirksregierung Münster
Dez. 48



Antrag auf Förderung „Innovationsfonds“ gem. § 19 WbG im Haushaltsjahr 2027_


[bookmark: _Hlk147905577]Maßnahmenbezeichnung: __________________________________


Bitte senden Sie diesen vollständig ausgefüllten Antrag bis spätestens zum 15. Oktober zurück an das Dezernat 48 unter der E-Mail-Adresse (angelika.weide@brms.nrw.de) 




	1. Antragstellerin/Antragsteller

	Name/Bezeichnung des Trägers
	

	Name/Bezeichnung der Einrichtung
	

	Name/ Bezeichnung der Kooperationspartner
	







	Name/ Bezeichnung weiterer Beteiligte
	

	Anschrift der Einrichtung
	Straße/PLZ/Ort,Kreis


	Zentrale Telefonnummer der Einrichtungen
	

	Vertretungsberechtigte Person
(Name / Funktion) 
	

	Auskunft erteilt (bei Antragsteller/in)
(Name/ Telefon/ E-Mail)

	

	Aktenzeichen der Bewilligungsbehörde (Bezirksregierung oder Landschaftsverband)
	

	Bankverbindung
	Kontoinhaber/in:

	
	IBAN:
	BIC

	
	Kreditinstitut:



	2. Maßnahme/ Projekt 

	Bezeichnung 
	

	Durchführungszeitraum
	von/bis 


	Bewilligungszeitraum:
	

	Meilensteine und Kennzahlen: 
	Nur messbare, quantitative Daten eintragen, passend zur eingereichten Interessenbekundung.


























	3. Gesamtkosten/ Finanzierungsplan                                                                             (in EUR)

	Gesamtkosten lt. beiliegendem Kostenplan
	

	davon grundsätzlich
Zuwendungsfähige Ausgaben
	

	abzgl. Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung)
	

	=Zuwendungsfähige Gesamtausgabe
	

	Beantragte/bewilligte Förderung anderer öffentlicher Stellen (diese sind einzeln aufzuführen)
	

	Eigenanteil des Antragsstellers/der Antragsstellerin
	

	beantragte Zuwendung für den Innovationsfonds gem. § 19 WbG[footnoteRef:1] [1:  Die Finanzierung erfolgt als Anteilsfinanzierung in Höhe von bis zu 80% (maximal aber 50.000 EUR pro Projekt) der als zuwendungsfähig anerkannten Gesamtausgaben.
] 

	

























2
2
2

	4.	Begründung

	4.1	Zur Notwendigkeit der Maßnahme (u.a. Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen)



















	4.2	Zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (u.a. Eigenmittel; Förderhöhe, Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten)





















	5.	Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen

	Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, die voraussichtliche Höhe und die Tragbarkeit der Folgelasten für die Antragstellerin/für den Antragsteller, Finanzlage der Antragstellerin/des Antragstellers usw.

	6.	Erklärungen

		Die Antragstellerin/Der Antragsteller erklärt, dass 
6.1	mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides bzw. vor Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten. 

☐ Ich beantrage einen vorzeitigen Maßnahmebeginn zum 01.01.
Hinweis: Mit dem Vorhaben darf erst nach Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns begonnen werden. Mit der Genehmigung ist kein Rechtsanspruch auf Förderung verbunden. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungsvertrags zu werten.

6.2	sie/er zum Vorsteuerabzug 
☐ nicht berechtigt ist.
☐ berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtausgaben (Nr. 3.2) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer). 
6.3	das Projekt den Vorgaben des § 19 WbG entspricht.
6.4 	die Mittel nicht für Investitionen eingesetzt werden. 
6.5	die Absichtserklärungen (Letter of Intent) aller unter 1. aufgeführten Kooperationspartner beigefügt sind.
6.6	die Angaben in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) vollständig und richtig sind
6.7	eine Doppelförderung ausgeschlossen ist.
6.8	die Zuwendungen nicht zur Finanzierung terroristischer Aktivitäten eingesetzt werden und die Antragstellerin oder der Antragsteller keine terroristische Vereinigung ist oder terroristische Vereinigungen unterstützt.

☐ Mir ist bekannt, dass die AnBest-P bzw. die AnBest-G zu beachten ist und Bestandteil des Bescheids wird. Ebenfalls ist die AnBest-P bzw. AnBest-G ab dem Zeitpunkt der Zustimmung zu einem vorzeitigen Maßnahmebeginn zu beachten.





	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
(Ort/Datum)
	
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
(Name des Unterzeichnenden/Unterschrift)




	






